Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2878 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
über Steuererleichterungen bei Änderung der 
Unternehmensform 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER TEIL 

Steuerbegünstigte Umwandlung 


ERSTER ABSCHNITT 

Steuerbegünstigte Umwandlung 
von Kapitalgesellschaften 


Erster Unterabschnitt 

Voraussetzungen 

§ 1 

Begriff 

Wird eine Kapitalgesellschaft nach den Vorschrif- 
ten des Ersten Abschnitts des Gesetzes über die 
Umwandlung von Kapitalgesellschaften und berg- 
rechtlichen Gewerkschaften vom 12. November 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 844), geändert durch § 39 des 
Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz vom 6. Sep- 
tember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1185), umgewan- 
delt, so gelten auf Antrag die Vorschriften der §§ 2 
bis 12. Der Antrag kann nicht auf einzelne dieser 
Vorschriften beschränkt werden. 


§2 

Umwandlungsstichtag 

Die bei der Anmeldung des Umwandlungsbe- 
schlusses zur Eintragung in das Handelsregister ein- 
zureichende Bilanz der Kapitalgesellschaft muß für 
einen Stichtag aufgestellt sein, der höchstens sechs 
Monate vor der Anmeldung liegt. 


Zweiter Unterabschnitt 

Umwandlung einer Kapitalgesellschaft durch 
Übertragung ihres Vermögens auf eine 
Personengesellschaft 

§3 

Steuerlicher Umwandlungszeitpunkt 

(1) Das Einkommen und das Vermögen der um- 
gewandelten Kapitalgesellschaft sowie der Gesell- 
schafter der übernehmenden Personengesellschaft 
sind so zu ermitteln, als ob das Vermögen der Kapi- 
talgesellschaft mit Ablauf des Umwandlungsstich- 
tages (§ 2) auf die Personengesellschaft übergegan- 
gen wäre und die Kapitalgesellschaft gleichzeitig auf- 
gelöst worden wäre. Das gleiche gilt für die Ermitt- 
lung der Bemessungsgrundlagen bei der Gewerbe- 
steuer. 

(2) Absatz 1 gilt hinsichtlich des Einkommens und 
des Gewerbeertrags nicht für Gewinnausschüttungen 
der Kapitalgesellschaft, die nach dem Umwandlungs- 
stichtag erfolgen. 
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§ 4 

Wertansätze 

in der steuerlichen Umwandlungsbilanz 

Bei der Ermittlung des Gewinns der umgewan- 
delten Kapitalgesellschaft ist das Betriebsvermögen 
mit dem Wert anzusetzen, der sich nach den steuer- 
rechtlichen Vorschriften über die Gewinnermittlung 
ergibt (steuerliche Umwandlungsbilanz). § 15 Abs. 1 
des Körperschaftsteuergesetzes ist hierbei nicht an- 
zuwenden, wenn sichergestellt ist, daß der bei An- 
wendung dieser Vorschrift sich ergebende Gewinn 
bei den Gesellschaftern der übernehmenden Per- 
sonengesellschaft später der Einkommensteuer oder 
der Körperschaftsteuer unterliegt. 

§ 5 

Wertansätze 

bei der übernehmenden Personengesellschaft 

(1) Die Personengesellschaft hat das auf sie über- 
gegangene Betriebsvermögen (einschließlich der in 
§ 6 genannten Wirtschaftsgüter) mit dem in der 
steuerlichen Umwandlungsbilanz der umgewandel- 
ten Kapitalgesellschaft enthaltenen Wert zu über- 
nehmen. 

(2) Ist das in der steuerlichen Umwandlungs- 
bilanz ausgewiesene Betriebsvermögen höher oder 
niedriger als der Wert., mit dem die Anteile an der 
umgewandelten Kapitalgesellschaft nach den steuer- 
rechtlichen Vorschriften über die Gewinnermitt- 
lung in einer Bilanz auf den Umwandlungsstichtag 
anzusetzen wären (Buchwert der Anteile), so bleibt 
der Unterschiedsbetrag bei der Ermittlung des Ge- 
winns der übernehmenden Personengesellschaft un- 
berücksichtigt. 

§ 6 

Gewinn aus der Vereinigung von Forderungen und 
V erbindlichkeiten 

(1) Erhöht sich der Gewinn der übernehmenden 
Personengesellschaft dadurch, daß die Umwandlung 
zum Erlöschen von Forderungen und Verbindlich- 
keiten zwischen der umgewandelten Kapitalgesell- 
schaft und der übernehmenden Personengesellschaft 
oder zur Auflösung von Rückstellungen führt, so darf 
die Personengesellschaft insoweit eine den steuer- 
lichen Gewinn mindernde Rücklage bilden. 

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 3 ist die Rücklage 
in den auf ihre Bildung folgenden drei Wirtschafts- 
jahren mit mindestens je einem Drittel gewinn- 
erhöhend aufzulösen. 

(3) Ist die Rücklage auf Grund der Vereinigung 
einer Darlehensforderung im Sinn des § 7 c oder 
des § 7 d des Einkommensteuergesetzes, des § 19 des 
Gesetzes zur Förderung der Wirtschaft von Berlin 
(West) in der Fassung vom 26. Juli 1962 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 492) oder des § 17 des gleichen Ge- 
setzes in der Fassung vom 19. August 1964 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 674) mit der Darlehensschuld gebildet 
worden, so ist die Rücklage abweichend von Absatz 2 


in den auf ihre Bildung folgenden Wirtschafts- 
jahren mindestens in Höhe der Tilgungsbeträge ge- 
winnerhöhend aufzulösen, die ohne die Umwand- 
lung nach dem Darlehensvertrag in dem jeweiligen 
Wirtschaftsjahr zu erbringen gewesen wären. Der 
aufzulösende Betrag darf 10 vom Hundert der Rück- 
lage nicht unterschreiten. 

(4) Vereinigt sich eine Darlehensforderung im 
Sinn des § 7 c des Einkommensteuergesetzes infolge 
der Umwandlung mit der Darlehensschuld, so ist eine 
Nachversteuerung nach § 7 c Abs. 5 des Einkommen- 
steuergesetzes nicht durchzuführen. Vereinigt sich 
eine Darlehensforderung im Sinn der §§ 18 oder 19 
des Gesetzes zur Förderung der Wirtschaft von Ber- 
lin (West) in der Fassung vom 26. Juli 1962 oder der 
§§ 16 oder 17 des gleichen Gesetzes in der Fassung 
vom 19. August 1964 infolge der Umwandlung mit 
der Darlehensschuld, so wird die Steuerermäßigung 
hierdurch nicht berührt. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten sinngemäß, wenn 
eine Forderung der umgewandelten Kapitalgesell- 
schaft gegen einen ihrer Gesellschafter auf die 
Personengesellschaft übergeht und dieser Gesell- 
schafter im Zeitpunkt der Eintragung des Umwand- 
lungsbeschlusses in das Handelsregister an der Per- 
soncngesellschaft beteiligt ist. 


§ 7 

Sonstige Auswirkungen des Vermögensübergangs 
auf die Gewinnermittlung der übernehmenden Per- 
sonengesellschaft 

(1) Die Gesellschafter der übernehmenden Per- 
sonengesellschaft treten bezüglich der Absetzungen 
für Abnutzung, der erhöhten Absetzungen, der Son- 
derabschreibungen, der Inanspruchnahme von Bewer- 
tungsfreiheit sowie der Anwendung der Vorschriften 
des § 6 Abs. 1 Ziff. 2 Sätze 2 und 3 des Einkom- 
mensteuergesetzes in die Rechtsstellung der umge- 
wandelten Kapitalgesellschaft ein. 

(2) Ist die Dauer der Zugehörigkeit eines Wirt- 
schaftsguts zum Betriebsvermögen für die Besteue- 
rung bedeutsam, so ist der Zeitraum seiner Zuge- 
hörigkeit zum Betriebsvermögen der umgewandel- 
ten Kapitalgesellschaft der übernehmenden Perso- 
nengesellschaft anzurechnen. 

§ 8 

Ubemahmegewinn; Ubernahmeverlust 

(1) Bei den Gesellschaftern der übernehmenden 
Personengesellschaft unterliegt der nach den Ab- 
sätzen 2 und 3 zu ermittelnde übernahmegewinn 
der Einkommensteuer oder der Körperschaftsteuer. 
Der übernahmegewinn gehört zu den Einkünften 
im Sinn des § 2 Abs. 3 Ziff. 1, 2 oder 3 des Einkom- 
mensteuergesetzes. 

(2) Ubernahmegewinn oder Ubernahmeverlust 
ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem Buchwert 
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der Anteile an der umgewandelten Kapitalgesell- 
schaft (§ 5 Abs. 2) und dem auf die Personengesell- 
schaft übergegangenen Betriebsvermögen der Kapi- 
talgesellschaft, das sich bei Anwendung des § 15 
Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes aus der Um- 
wandlungsbilanz ergeben würde. 

(3) Die infolge der Anwendung des § 15 Abs. 1 
des Körperschaftsteuergesetzes anzunehmende Be- 
lastung mit Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer 
bleibt bei der Ermittlung des Unterschiedsbetrags 
im Sinne des Absatzes 2 unberücksichtigt. Vermin- 
dert sich das Betriebsvermögen nach dem Umwand- 
lungsstichtag durch Gewinnausschüttungen, so ist 
das um die Gewinnausschüttungen verminderte Be- 
triebsvermögen anzusetzen. Eine auf die über- 
nehmende Personengesellschaft übergegangene Ver- 
mögensabgabeschuld ist unbeschadet des § 211 des 
Lastenausgleichsgesetzes mit ihrem Zeitwert als Be- 
triebsschuld zu berücksichtigen. 

(4) Der Ubernahmegewinn gilt als Gewinn aus der 
Veräußerung eines Teilbetriebes, soweit das über- 
gegangene Betriebsvermögen der Kapitalgesellschaft 
im Sinn des Absatzes 2 die tatsächlichen Anschaf- 
fungskosten der Anteile übersteigt. Bei der An- 
wendung des § 34 Abs. 1 des Einkommensteuer- 
gesetzes tritt an die Stelle der Hälfte des durch- 
schnittlichen Steuersatzes ein Drittel dieses Steuer- 
satzes. Unterliegt der Ubernahmegewinn der Kör- 
perschaftsteuer, so beträgt diese 16 vom Hundert 
des Einkommens, soweit der Ubernahmegewinn nach 
Satz 1 als Gewinn aus der Veräußerung eines Teil- 
betriebes gilt. 

(5) Ein Übernahmeverlust bleibt bei der Ermitt- 
lung des Einkommens der Gesellschafter unberück- 
sichtigt. 

(6) Die auf den übernahmegewinn entfallende 
Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer kann in 
jährlichen Teilbeträgen entrichtet werden, soweit 
der übernahmegewinn als Gewinn aus der Ver- 
äußerung eines Teilbetriebes gilt. Der einzelne 
Teilbetrag muß mindestens ein Fünftel dieser Steuer 
betragen. 

§ 9 

übernahmegewinn in Sonderfällen 

(1) Hat die übernehmende Personengesellschaft 
Anteile an der umgewandelten Kapitalgesellschaft 
nach dem Umwandlungsstichtag angeschafft oder 
findet sie einen Gesellschafter der Kapitalgesell- 
schaft nach § 12 des Gesetzes über die Umwandlung 
von Kapitalgesellschaften und bergrechtlichen Ge- 
werkschaften ab, so ist der übernahmegewinn so 
zu ermitteln, als hätte die Personengesellschaft diese 
Anteile unmittelbar vor dem steuerlichen Umwand- 
lungszeitpunkt (§ 3 Abs. 1) erworben. 

(2) In anderen Fällen, in denen Anteile am Um- 
wandlungsstichtag nicht zum Betriebsvermögen der 
Personengesellschaft gehört haben, ist der über- 
nahmegewinn so zu ermitteln, als wären diese An- 


teile unmittelbar vor dem steuerlichen Umwand- 
lungszeitpunkt (§ 3 Abs. 1) in das Betriebsvermögen 
der Personengesellschaft eingelegt worden. Dabei 
sind die Anteile in den Fällen des § 6 Abs. 1 Ziff. 5 
Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes stets mit 
dem Teilwert anzusetzen. Die Vorschriften des § 17 
Abs. 4 und des § 22 Ziff. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes sind nicht anzuwenden. 

§ 10 

Anwendung des § 6 b des Einkommensteuergesetzes 
auf Teile des Übernahmegewinns 

Der Teil des Ubernahmegewinns, auf den § 8 
Abs. 4 nicht anzuwenden ist, gilt als bei der Ver- 
äußerung der Anteile an der umgewandelten Kapi- 
talgesellschaft entstandener Gewinn im Sinn des 
§ 6 b Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes. 

§ 11 

Gewerbesteuer 

(1) Die Vorschriften der §§ 4 bis 9 gelten auch für 
die Ermittlung des Gewerbeertrags. Dabei ist der 
übernahmegewinn nur zu einem Drittel anzusetzen, 
soweit § 8 Abs. 4 auf ihn anzuwenden ist. Ist die 
Personengesellschaft erst mit der Umwandlung ent- 
standen (§ 19 Abs. 2 des Gesetzes über die Um- 
wandlung von Kapitalgesellschaften und bergrecht- 
lichen Gewerkschaften), so bleibt der Ubernahme- 
gewinn abweichend von Satz 2 außer Ansatz, soweit 
er auf Anteile an der umgc wandelten Kapitalgesell- 
schaft entfällt, die im Zeitpunkt der Eintragung des 
Umwandlungsbeschlusses in das Handelsregister 
zum Privatvermögen eines Gesellschafters der Per- 
sonengesellschaft gehört haben. 

(2) Auf Pensionsverbindlichkeiten der umgewan- 
delten Kapitalgesellschaft, die auf die Personen- 
gesellschaft übergehen, finden § 8 Ziff. 2 und § 12 
Abs. 2 Ziff. 1 des Gewerbesteuergesetzes keine An- 
wendung. 


Dritter Unterabschnitt 


Sonstige steuerbegünstigte Umwandlungen 
von Kapitalgesellschaften 

§ 12 

Sinngemäße Anwendung der Vorschriften 
des Zweiten Unterabschnitts 

(1) Für die übrigen, im Zweiten Unterabschnitt 
nicht geregelten Fälle der Umwandlung von Kapi- 
talgesellschaften gelten vorbehaltlich des Absatzes 2 
die Vorschriften dieses Unterabschnitts sinngemäß. 
Ist die Ubernehmerin eine unbeschränkt steuer- 
pflichtige Kapitalgesellschaft im Sinne des § 1 Abs. 1 
Ziff. 1 des Körperschaftsteuergesetzes und ergibt 
sich bei ihr ein steuerpflichtiger Ubernahmegewinn, 
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der als Gewinn aus der Veräußerung eines Teil- 
betriebes gilt (§ 8 Abs. 4), so ist § 19 Abs. 3 Satz 2 
des Körperschaftsteuergesetzes entsprechend anzu- 
wenden. 

(2) Ist die übernehmerin eine unbeschränkt 
steuerpflichtige Kapitalgesellschaft im Sinn des 
§ 1 Abs. 1 Ziff. 1 des Körperschaftsteuergesetzes 
und ist sie an der umgewandelten Kapitalgesellschaft 
ununterbrochen seit mindestens zwölf Monaten vor 
der Eintragung des Umwandlungsbeschlusses in das 
Handelsregister mit mindestens einem Viertel un- 
mittelbar beteiligt, so bleibt der Teil des Übernahme- 
gewinns, der als Gewinn aus der Veräußerung eines 
Teilbetriebes gilt (§ 8 Abs. 4), bei der Ermittlung 
des Einkommens und des Gewerbeertrags insoweit 
außer Ansatz, als er auf diese Beteiligung entfällt. 


ZWEITER ABSCHNITT 


Steuerbegünstigte Umwandlung 
bergrechtlicher Gewerkschaften 

§ 13 

Entsprechende Anwendung des Ersten Abschnitts 

Die Vorschriften des Ersten Abschnitts gelten 
sinngemäß für die Umwandlung einer bergrecht- 
lichen Gewerkschaft. 


ZWEITER TEIL 

Steuerbegünstigte Verschmelzung 

§ 14 

Entsprechende Anwendungen von Vorschriften 
des Ersten Teils 

(1) Werden Kapitalgesellschaften im Sinn des 
§ 1 Abs. 1 Ziff. 1 des Körperschaftsteuergesetzes 
nach den Bestimmungen des Ersten Teils des Vierten 
Buches des Aktiengesetzes vom 6. September 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1089) verschmolzen und be- 
sitzt die übernehmende Kapitalgesellschaft Anteile 
an der übertragenden Kapitalgesellschaft, so gelten 
bei der Ermittlung des Einkommens, des Gewerbe- 
ertrags und des Vermögens der Kapitalgesellschaft 
auf Antrag die §§ 3 bis 12 sinngemäß für den Teil 
des übergehenden Vermögens, der dem Anteil der 
übernehmenden Gesellschaft am Nennkapital der 
übertragenden Gesellschaft entspricht. 

(2) Die bei der Anmeldung der Verschmelzung 
einzureichende Bilanz der übertragenden Kapital- 
gesellschaft muß für einen Stichtag aufgestellt wor- 
den sein, der höchstens acht Monate vor der An- 
meldung durch diese Gesellschaft liegt. 


DRITTER TEIL 

Steuerbegünstigte Einbringung eines Betriebs, 
Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils in eine 
Kapitalgesellschaft gegen Gewährung von 
Gesellschaftsanteilen 

§ 15 

Bewertung des eingebrachten Betriebsvermögens 
und der Gesellschaftsanteile 

(1) Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb oder ein 
Mitunternehmeranteil in eine Kapitalgesellschaft 
(§ 1 Abs. 1 Ziff. 1 des Körperschaftsteuergesetzes) 
'eingebracht und erhält der Einbringende dafür neue 
Anteile an der Gesellschaft (Sacheinlage), so gelten 
für die Bewertung des eingebrachten Betriebs- 
vermögens und der neuen Gesellschaftsanteile die 
Absätze 2 bis 4. 

(2) Die Kapitalgesellschaft darf das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit seinem Buchwert oder mit 
einem höheren Wert ansetzen. Buchwert ist der 
Wert, mit dem der Einbringende das eingebrachte 
Betriebsvermögen im Zeitpunkt der Sacheinlage 
nach den steuerrechtlichen Vorschriften über die 
Gewinnermittlung anzusetzen hat. übersteigen die 
Passivposten des eingebrachten Betriebsvermögens 
die Aktivposten, so hat die Kapitalgesellschaft das 
eingebrachte Betriebsvermögen mindestens so an- 
zusetzon, daß sich die Aktivposten und die Passiv- 
posten ausgleichen; dabei ist das Eigenkapital nicht 
zu berücksichtigen. Erhält der Einbringende neben 
den Gesellschaftsanteilen auch andere Wirtschafts- 
güter, deren gemeiner Wert den Buchwert des ein- 
gebrachten Betriebsvermögens übersteigt, so hat die 
Kapitalgesellschaft das eingebrachte Betriebsver- 
mögen mindestens mit dem gemeinen Wert der 
anderen Wirtschaftsgüter anzusetzen. Bei dem An- 
satz des eingebrachten Betriebsvermögens dürfen 
die Teilwerte der einzelnen Wirtschaftsgüter nicht 
überschritten werden. 

(3) Die Kapitalgesellschaft darf das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit einem unter dem Teilwert 
liegenden Wert nur ansetzen, wenn der Einbringende 
und die Kapitalgesellschaft unbeschränkt einkom- 
mensteuerpflichtig oder unbeschränkt körperschaft- 
steuerpflichtig sind und das Besteuerungsrecht der 
Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich der Gesell- 
schaftsanteile nicht eingeschränkt ist. Satz 1 gilt 
nicht hinsichtlich des Einbringenden, wenn dieser 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ist oder 
eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Ver- 
mögensmasse, die nur steuerpflichtig ist, soweit sie 
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unterhält. 

(4) Der Wert, mit dem die Kapitalgesellschaft das 
eingebrachte Betriebsvermögen ansetzt, gilt für den 
Einbringenden als Veräußerungspreis im Sinne des 
§ 16 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes und als 
Anschaffungskosten der Gesellschaftsanteile. Soweit 
neben den Gesellschaftsanteilen auch andere Wirt- 
schaftsgüter gewährt werden, ist deren gemeiner 
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Wert bei der Bemessung der Anschaffungskosten 
der Gesellschaftsanteile von dem sich nach Satz 1 
ergebenden Wert abzuziehen. § 16 Abs. 4 und § 34 
des Einkommensteuergesetzes sind nur anzuwenden, 
wenn die Kapitalgesellschaft das eingebrachte Be- 
triebsvermögen mit seinem Teilwert ansetzt. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für 
die Einbringung der Beteiligung an einer Kapital- 
gesellschaft in eine andere Kapitalgesellschaft, wenn 
die Beteiligung das gesamte Nennkapital der Gesell- 
schaft oder alle Kuxe der bergrechtlichen Gewerk- 
schaft umfaßt. 

§ 16 

Veräußerung der Gesellschaftsanteile 

(1) Werden Anteile an einer Kapitalgesellschaft 
veräußert, die der Veräußerer oder — bei unent- 
geltlichem Erwerb der Anteile — der Rechtsvorgän- 
ger durch eine Sacheinlage (§ 15 Abs. 1) erworben 
hat, so gilt der Betrag, um den der Veräußerungs- 
preis nach Abzug der Veräußerungskosten die An- 
schaffungskosten (§ 15 Abs. 4) übersteigt, als Ver- 
äußerungsgewinn im Sinne des § 16 des Einkommen- 
steuergesetzes. § 16 Abs. 4 des Einkommensteuer- 
gesetzes ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß sich 
der Freibetrag danach bemißt, ob die Sacheinlage 
einen ganzen Betrieb, einen Teilbetrieb oder einen 
Anteil am Betriebsvermögen umfaßt hat; der sich 
hiernach ergebende Freibetrag ist im Verhältnis der 
veräußerten Anteile zu den gesamten durch Sach- 
einlage erworbenen Anteilen zu ermäßigen. Auf 
den Veräußerungsgewinn ist § 34 des Einkommen- 
steuergesetzes anzuwenden, wenn der Veräußerer 
eine natürliche Person ist. Ist der Veräußerer eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, so gilt der 
Veräußerungsgewinn als Gewinn aus einem Betrieb 
gewerblicher Art dieser Körperschaft. 

(2) Die Rechtsfolgen des Absatzes 1 gelten auch 
ohne Veräußerung der Anteile als eingetreten, wenn 

1. der Anteilseigner dies beantragt oder 

2. die unbeschränkte Einkommensteuerpflicht 
oder die unbeschränkte Körperschaft- 
steuerpflicht des Anteilseigners entfällt 
oder 

3. das Besteuerungsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich der Anteile ent- 
fällt. 

Dabei tritt an die Stelle des Veräußerungspreises 
der Anteile ihr gemeiner Wert. 

(3) Ist der Veräußerer oder der Eigner von An- 
teilen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 persönlich von 
der Körperschaftsteuer befreit, so gilt diese Steuer- 
befreiung nicht für den Veräußerungsgewinn. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, 
wenn als Anschaffungskosten der Anteile der Teil- 
wert des eingebrachten Betriebsvermögens maß- 
gebend ist. 


§ 17 

Einlage der Gesellschaftsanteile 
in ein Betriebsvermögen 

(1) Werden Anteile an einer Kapitalgesellschaft 
im Sinn des § 16 Abs. 1 in ein Betriebsvermögen 
eingelegt, so sind sie mit ihren Anschaffungskosten 
(§ 15 Abs. 4) anzusetzen. Ist der Teilwert im Zeit- 
punkt der Einlage niedriger, so ist dieser anzusetzen; 
der Unterschiedsbetrag zwischen den Anschaffungs- 
kosten und dem niedrigeren Teilwert ist außerhalb 
der Bilanz vom Gewinn abzusetzen. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn als An- 
schaffungskosten der Anteile der Teilwert des ein- 
gebrachten Betriebsvermögens maßgebend ist. 

§ 18 

Sonstige Auswirkungen der Sacheinlage 

(1) Setzt die Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit dem Buchwert (§ 15 Abs. 2 
Satz 2) an, so gilt § 7 sinngemäß. Setzt die Kapital- 
gesellschaft das eingebrachte Betriebsvermögen mit 
einem über dem Buchwert aber unter dem Teilwert 
liegenden Wert an, so gilt § 7 sinngemäß mit der 
folgenden Maßgabe: 

1. Die Absetzungen für Abnutzung oder 
Substanzverringerung nach § 7 Abs. 1, 4, 5 
und 6 des Einkommensteuergesetzes sind 
vom Zeitpunkt der Einbringung an nach 
den Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten des Rechtsvorgängers, vermehrt 
um den Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Buchwert der einzelnen Wirtschaftsgüter 
und dem Wert, mit dem die Kapitalgesell- 
schaft die Wirtschaftsgüter ansetzt, zu 
bemessen. 

2. Bei den Absetzungen für Abnutzung nach 
§ 7 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
tritt im Zeitpunkt der Einbringung an die 
Stelle des Buchwerts der einzelnen Wirt- 
schaftsgüter der Wert, mit dem die Kapital- 
gesellschaft die Wirtschaftsgüter ansetzt. 

§ 6 und § 11 Abs. 2 gelten sinngemäß. 

(2) Setzt die Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit dem Teilwert an, so gelten 
die eingebrachten Wirtschaftsgüter als im Zeitpunkt 
der Einbringung von der Kapitalgesellschaft zum 
Teilwert angeschafft. 


VIERTER TEIL 

Umsatzsteuer 

§ 19 

Umsatzsteuer 

§ 30 des Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) 
ist nicht anzuwenden, wenn es sich um Wirtschafts- 
güter handelt, die der Unternehmer erworben hat 
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1. bei einer Umwandlung nach dem Gesetz über 
die Umwandlung von Kapitalgesellschaften 
und bergrechtlichen Gewerkschaften, einer 
Verschmelzung oder einer Einbringung eines 
Betriebs oder Teilbetriebs in eine Kapital- 
gesellschaft; 

2. bei einem Zusammenschluß von Körperschaften 
des öffentlichen Rechts, deren Betriebe gewerb- 
licher Art (§ 1 Abs. 1 Ziff. 6 des Körperschaft- 
steuergesetzes) miteinander vereinigt werden. 


FÜNFTER TEIL 


Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 20 

Vorübergehender Verzicht 
auf die Besteuerung des Übernahmegewinns 

Wird die Umwandlung (§§ 1 bis 13) oder die 
Verschmelzung (§ 14) in der Zeit vom Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bis zum 31. Dezember 1971 be- 
schlossen, so bleibt ein nach den Vorschriften des 
Ersten oder Zweiten Teils zu besteuernder Uber- 
nahmegewinn bei der Ermittlung des Einkommens 
und des Gewerbeertrags außer Ansatz, soweit er 
nach § 8 Abs. 4 als Gewinn aus der Veräußerung 
eines Teilbetriebes gilt. 


§ 21 

Gesellschaftsteuer 

Bei Rechtsvorgängen im Sinne des § 2 Nr. 1 des 
Kapitalverkehrsteuergesetzes in der Fassung vom 

24. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 530), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung des Ein- 
kommensteuergesetzes, des Körperschaftsteuer- 
gesetzes und des Kapitalverkehrsteuergesetzes vom 

25. März 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 147), beträgt die 
Gesellschaftsteuer abweichend von § 9 Abs. 1 des 
Kapitalverkehrsteuergesetzes 1,5 vom Hundert, 
wenn und soweit als Gegenleistung für den Erwerb 
der Gesellschaftsrechte das Vermögen eines Unter- 
nehmens als Ganzes, ein Betrieb, ein Teilbetrieb 
oder ein Mitunternehmeranteil auf die Kapitalgesell- 
schaft übertragen wird. Voraussetzung ist, daß das 
übertragene Unternehmen am 1. Januar 1968 bestan- 
den hat und der die Steuerpflicht begründende 
Rechtsvorgang bis zum 31. Dezember 1971 zur Ein- 
tragung in das Handelsregister angemeldet ist. 

§ 22 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 23 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 7. Mai 1968 


Mischnick und Fraktion 



